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sehen Medien der grosse Sündenbock, zumal
die Kubaner lieber ausländische Radiostationen

hören.

Nach einem «Granma»-Bericht vom 1. August
fand in Havana vom 23. bis 31. Juli 1984 das
9. Seminar der lateinamerikanischen und der
karibischen Journalisten statt, an dem 24
Journalisten aus 18 Ländern teilnahmen, die
allerdings weder nach ihrer Zahl noch nach ihrer
Richtung für den Kontinent repräsentativ
waren. Die Teilnehmer billigten denn auch eine
1 I-Punkte-Erklärung zur Unterstützung «aller
Bemühungen für eine neue internationale
Medienordnung, die sich gegen die Diffamierung

Seit John F. Kennedy hat es keinen amerikanischen

Präsidenten mehr gegeben, der es den
westeuropäischen Verbündeten hätte recht
machen können. Ronald Reagan bildet keine
Ausnahme. Nun müssen die Westeuropäer vier
weitere Jahre mit ihm leben, ob's ihnen passt
oder nicht. Dasselbe gilt auch für die Machthabenden

in Moskau. Gerne hätten sie die
Wiederwahl von Reagan verhindert, ihm ein paar
Stolpersteine in den Weg gelegt - wie auch
schon anderen US-Präsidenten -, aber sie

mussten sich hüten. Alleine diese Tatsache
spricht für die bisher richtige Aussenpolitik
von Reagan. Gevvissermassen den Beweis
lieferte der sowjetische Aussenminister Andrej
Gromyko, als er am vergangenen 28. September

(sechs Wochen vor den Wahlen vom 6.

November) den Präsidenten im Weissen Haus zu
Washington aufsuchte

Auch die Männer im Kreml verfügen über
kluge und kühle Köpfe. Dennoch, ein
kalkulierbares Risiko, wie es Reagan darstellt, ist
ihnen lieber und angenehmer als beispielsweise
sein sprunghafter Vorgänger Jimmy Carter.

Die gegenseitige «Berechenbarkeit» vermindert
die Gefahr einer katastrophalen, und zwar für
die gesamte Menschheit, Fehlrechnung.

Mit seiner Wiederwahl sichert Reagan die
Kontinuität, das heisst, die Aussenpolitik
dürfte weitgehend unverändert bleiben.
Solange sich die Sowjets nicht zur Rückkehr an
den Verhandlungstisch durchringen, bleibt's
beim permanenten Frost zwischen Washington
und Moskau. Zudem werden die Amerikaner
in ihren Rüstungsanstrengungen in dem Falle
nicht nachlassen.

Anstrengungen übrigens, die den Weltfrieden
in den ersten vier Reagan-Jahren stärkten. Der

der Dritten Welt und der Freiheitsbewegungen
richtet». Das ist leeres Reden. Offensichtlich
mobilisieren die Kubaner und ihre
osteuropäischen Alliierten Drittweltunterstützung für
das UNESCO-Projekt der «neuen Medienordnung»

zur Erleichterung der staatlichen
Kontrolle über die Medien.

Es war somit reine Heuchelei der Kubaner,
dass sie im Schlussdokument des Seminars
einen Hinweis aufnehmen Hessen mit dem
Bedauern, «dass das Bestehen ernsthafter Begrenzungen

der Pressefreiheit die Journalisten
daran hindert, die soziale Mission der Presse

hochzuhalten».

Kreml krönte - zur Erinnerung - die
sogenannte Detente-Dekade der siebziger Jahre mit
der Einführung und Stationierung der mobilen
atomaren SS-20-Mittelstrecken-Raketen und
dem Einmarsch in das unabhängige, blockfreie
Afghanistan; Ende Dezember geht dieser Krieg
der Sowjets ins sechste Jahr.

Seit Reagan in Washington amtet, verhält sich
Moskau äusserst vorsichtig, meidet weiteres
direktes Expansions-Engagement, baute gar an
Randzonen wie Moçambique, Angola ab. Auf
die Dauer dürfte die Sowjetunion schwerlich
einen fortgesetzten Rüstungswettlauf mit den
USA durchstehen können, zumal sie gerade in
der «hohen» Technologie schon heute an die
zehn bis fünfzehn Jahre hinter Amerikanern
und Japanern - und bald schon der Volksrepublik

China - herhinkt. Diese Lücke muss nicht
(und tat es auch teilweise nicht) für den
militärisch-strategisch-technologischen Bereich
gelten, trifft aber nahezu auf den gesamten sonstigen

Volkswirtschaftsbereich zu.

Sowjets unter Zugzwang

Im Rennen mit den USA dürfte der Sowjetunion

der wirtschaftliche Atem ausgehen. Sie
atmet schon kurz. Ronald Reagan hat seinen
Wählern «ernste Gespräche» mit den Sowjets
versprochen. Die meisten Amerikaner halten
einen solchen «Dialog» für notwendig, teilen
aber auch das Misstrauen des Präsidenten
gegenüber der Kremlführung. Die Verbündeten
in Europa hingegen sind grösstenteils der
Ansicht, die USA müssten den ersten Schritt tun,
um den vor mehr als einem Jahr von der
Sowjetunion unterbrochenen Abrüstungsdialog
wieder in Gang zu bringen.

In Washington wird grundsätzlich die Meinung
vertreten, Zugeständnisse, Gesten im voraus
ermunterten Moskau nur, Gespräche weiterhin
von sich zu weisen. Verwiesen wird darauf,
dass der Kreml einen (oder mehrere) realistischen

Weg suchen muss, denn er steckt -
nebenbei - in einer Führungs- und (schlimmen)
Agrarkrise.

Es ist nicht einfach, das Gespräch zwischen
den beiden Supermächten neu zu beleben. Seit
der November-Wiederwahl pflegt Moskau eine
etwas moderatere Sprache und «sendet
Signale» (die aber niemals bedeuten, dass es von
seiner Weltmacht-Strategie und -Taktik
abzurücken gedenkt). Möglicherweise zeigt Michael
Gorbatschew, die vermutete Nummer 2 im
Kreml, einen Weg während seiner London-Visite

am 15. Dezember via Margaret Thatcher
auf.

Verhandlungen realistisch
Neben der gemässigteren Ausdrucksweise der
Sowjets ist es von grosser Bedeutung, dass in
letzter Zeit - insbesondere im Hinblick auf das

von Tschernenko angeregte Treffen Schultz-
Gromyko anfangs 1985 in Genf - nicht mehr in
jeder Verlautbarung als Vorbedingung für die
Wiederaufnahme von Verhandlungen der
Abbau der bereits in Westeuropa aufgestellten
amerikanischen Pershing-II und Cruise Missiles

(Marschflugkörper) genannt wird.

Die amerikanische Verhandlungs-Wunschliste
umfasst eine breite Themenpalette: Reagan
wäre es recht, über Weltraum-, Lang-Mittel-
strecken-, chemische und konventionelle Waffen

zu verhandeln, aber ebenso - und gleichzeitig

- über vertrauensbildende Massnahmen in
Europa. Die sowjetische Führung hingegen
möchte vorrangig über die Weltraumwaffen
sprechen. Diese Systeme sind noch nicht
einsatzbereit, zudem von den Amerikanern zur
Abwehr eines atomaren Raketenangriffs
gedacht. Vor Beginn solcher «Abrüstungs»-Ver-
handlungen, wie sie die Sowjetunion verlangt,
müssten die USA die weitere Erprobung
einstellen.

Hinter dieser Forderung verbirgt sich die Finte,
damit den weiteren amerikanischen
Technologievorsprung auf einem wichtigen (defensiven)
militärischem Gebiet stoppen oder zumindest
verzögern zu suchen.

Beide Supermächte dürften sich gegenwärtig in
einem Stadium des vorsichtigen Abtastens
befinden, wobei die amerikanische Einschätzung,
dass die Sowjets bis spätestens nächsten Frühling

an den Verhandlungstisch zurückgekehrt
sein dürften, durchaus realistisch erscheint.

Präsident Reagan gestaltet die Aussenpolitik
der USA nicht allein. Er muss sie mit dem
Senat teilen. In diesem verfügt seine Partei der
Republikaner über eine knappe Mehrheit von
zwei Sitzen.. Politik nach aussen kostet Geld,
und über die Staatsausgaben gebietet das

Repräsentantenhaus, in dem die Demokratische
Partei die Mehrheit stellt: Im Endergebnis ist
jede Reagansche Aussenpolitik ein Kompro-
miss, und zwar zwischen Weissem Haus und
Kongress. Jacques Baumgartner
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